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Evidenz dafür, dass mehr Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor auch die Zahl der Arbeitsplätze im privaten Sek-
tor, insbesondere im Dienstleistungsbereich, steigern können (Faggio et al. 2016, Faggio 2019). Neben diesen 
positiven Auswirkungen sind aber auch negative Verdrängungseffekte durch eine gesteigerte Konkurrenz am 
Arbeitsmarkt zwischen öffentlichem und privatem Sektor oder durch ein steigendes Preisniveau, beispielswei-
se im Immobiliensektor, denkbar. Das kann unter anderem eine Verdrängung des produzierenden Gewerbes 
zur Folge haben (Auricchio et al. 2020, Becker et al. 2020).

Auch wenn die Untersuchung des Einflusses von Behördenansiedlungen auf die Struktur und Dynamik re-
gionaler Arbeitsmärkte politisch zunehmend an Bedeutung gewinnt, liefert die wissenschaftliche Literatur 
bisher nur begrenzt Evidenz für derartige Effekte von Behördenansiedlungen (vgl. Neumark/Simpson 2015, 
Frei/Thum 2019). Ein Grund dafür liegt in der Schwierigkeit, Effekte der Ansiedlung von Behörden tatsächlich 
kausal zu identifizieren. Denn die Auswahl von Zielregionen ist häufig an konkrete Kriterien geknüpft. Derarti-
ge politische Entscheidungen können somit kaum als zufällig betrachtet werden. Die dabei auftretenden, viel-
schichtigen Einflüsse und Interdependenzen lassen sich dann nur mit kausalen Analysemethoden und unter 
bestimmten Annahmen empirisch berücksichtigen. Um den Effekt einer Behördenansiedlung kausal zu iden-
tifizieren, fehlt es an der Kenntnis darüber, wie sich ein Standort tatsächlich ohne die angesiedelte Behörde 
entwickelt hätte. Dennoch gab es in den letzten Jahren zunehmend Versuche, der Frage um den Einfluss von 
verlagerten Behörden auf regionale Arbeitsmärkte nachzugehen. 

Zunächst liefern Studien zu Arbeitsmarktstrukturen in verschiedenen Ländern erste Erkenntnisse zum Zusam-
menhang zwischen öffentlichen und privaten Arbeitsplätzen. Jofre-Monseny et al. (2020) untersuchten die Ar-
beitsmarktentwicklung in spanischen Städten basierend auf Arbeitsmarktdaten von 1980 bis 2001 und fanden 
dabei einen Multiplikatoreffekt zwischen Arbeitsplätzen im öffentlichen und privaten Sektor. Im betreffenden 
Zeitraum stiegen die Arbeitsplätze im öffentlichen Bereich von 1,4 Mio. auf 3,3 Mio., wobei dieses Wachstum 
in erster Linie auf strukturschwächere Städte zurückzuführen war. Auf einen zusätzlichen Arbeitsplatz im öf-
fentlichen Sektor kamen in diesem Zeitraum 1,3 zusätzliche Arbeitsplätze im Privatsektor. Ein Blick auf die 
einzelnen Teilbereiche des Privatsektors zeigte jedoch, dass es zu Verschiebungen in der Arbeitsmarktstruk-
tur kam. Während der Dienstleistungssektor von der Entwicklung profitierte, ging die Zahl der Arbeitsplätze 
im produzierenden Gewerbe zurück. Jofre-Monseny et al. (2020) nutzten den Hauptstadtstatus von Städten 
als Instrumentvariable für die Beschäftigung im öffentlichen Sektor. Die Eignung dieser Instrumentvariable 
scheint fraglich, da sich der Status einer Provinzhauptstadt auch direkt auf die Beschäftigung im privaten Sek-
tor auswirken kann. Unternehmen wissen beispielsweise um die Nähe zur Politik in Provinzhauptstädten (und 
deren Möglichkeiten zur politischen Einflussnahme) und könnten die Ansiedlung von Niederlassungen oder 
gar des Unternehmenssitzes in Provinzhauptstädten gegenüber anderen Städten vorziehen. Wenn private 
Unternehmen darüber hinaus erwarten, dass auch andere private Unternehmen Interesse haben, sich in Pro-
vinzhauptstädten niederzulassen, wird die Provinzhauptstadt als Standort unter Umständen noch attraktiver 
(Zulieferung, Gastronomie, Freizeitaktivitäten etc.). Die direkten Effekte des Status Provinzhauptstadt können 
sich verstärken und die Beschäftigung im privaten Sektor erhöhen. 

Auricchio et al. (2020) zeigten umgekehrt, dass Rückgänge in den Arbeitsplätzen im öffentlichen Sektor zu gro-
ßen Teilen durch neue Arbeitsplätze im Privatsektor ausgeglichen werden. Hierzu untersuchten sie die Folgen 
des Rückgangs öffentlicher Arbeitsplätze in Italien von 2001 bis 2011 ebenfalls mithilfe einer Instrumentalva-
riablenschätzung. Demnach standen in diesem Zeitraum jedem wegfallenden Job im öffentlichen Bereich 0,6 
bis 0,8 neue Arbeitsplätze im privaten Sektor gegenüber. Auch diese Ergebnisse sollten zurückhaltend inter-
pretiert werden, da die Entscheidung der Ansiedlung auf die Bundespolitik zurückgeführt wird, diese jedoch 
entscheidend durch die Einflussnahme lokaler Politikerinnen und Politiker geprägt sein kann.

Aufschlussreicher gestaltet sich die Literatur, die sich den konkreten Folgen von Behördenansiedlungen für 
regionale Arbeitsmärkte widmet. So zum Beispiel untersuchten Becker et al. (2020) und Faggio et al. (2016) 
jeweils die Effekte von Behördenverlagerung am Beispiel des Umzugs der deutschen Hauptstadt von Berlin 
nach Bonn beziehungsweise zurück. Becker et al. (2020) zeigten, dass sich der Umzug der Bundeshauptstadt 
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nach Bonn, verbunden mit einer höheren Zahl öffentlicher Arbeitsplätze, auch positiv auf die Zahl der Arbeits-
plätze im privaten Sektor ausgewirkt hat. Hierfür wurde die Arbeitsmarktentwicklung in Bonn mithilfe eines 
Differenz-in-Differenzen Ansatzes mit 40 weiteren deutschen Städten verglichen, die Bonn vor Beginn des 
zweiten Weltkriegs am ähnlichsten waren. Dazu zählen Stuttgart und Frankfurt, die ebenfalls als Hauptstädte 
in Betracht gekommen waren. Bonn hatte sich nur äußerst knapp gegen die beiden strukturell vergleichbaren 
Konkurrenten als Bundeshauptstadt durchgesetzt. Zu antizipieren war die Wahl Bonns als Bundeshauptstadt 
kaum. Laut Becker et al. (2020) brachte ein zusätzlicher Arbeitsplatz im öffentlichen Sektor 0,8 zusätzliche Ar-
beitsplätze im Privatsektor mit sich. Ähnlich wie bei Auricchio et al. (2020) zeigte sich jedoch auch hier, dass es 
innerhalb des privaten Sektors Unterschiede gab. So verzeichnete das produzierende Gewerbe sogar 0,2 Ar-
beitsplätze weniger je neuem öffentlichen Arbeitsplatz. Die positiven Effekte, die den Nettoeffekt erklären, 
kommen aus den übrigen Zweigen. 

Demgegenüber untersuchten Faggio et al. (2016) die Folgen des Umzugs der Bundeshauptstadt zurück nach 
Berlin. Sie verglichen Postleitzahlgebiete mithilfe einer Differenz-in-Differenzen Schätzung miteinander und 
kamen zu einem ähnlichen Ergebnis. Ein zusätzlicher Arbeitsplatz im öffentlichen Sektor hatte dabei einen 
Multiplikatoreffekt von 0,5 zusätzlichen Arbeitsplätzen im privaten Sektor im Umkreis von einem Kilometer. 
Profiteure waren dabei Unternehmen im Bereich höherwertiger unternehmensbezogener Dienstleistungen, 
wie beispielsweise Unternehmensberatungen, wogegen für das produzierende Gewerbe keine statistisch sig-
nifikanten Effekte festgestellt werden. Der Rückzug der Bundeshauptstadt nach Berlin kann kaum als exogen 
angesehen werden. Jedoch war er ebenfalls nicht strukturpolitisch, sondern viel mehr politisch-historisch be-
gründet. Dennoch sind die Effekte Berlins nicht ohne weiteres auf andere Städte übertragbar. Die lange Haupt-
stadtphase vor der deutschen Teilung dürfte die Stadt maßgeblich geprägt haben, wodurch Effekte aufgrund 
von unbeobachtbaren Variablen verzerrt wären.

Während sich der grundlegende Zusammenhang zwischen Arbeitsplätzen im öffentlichen und privaten Sektor 
in den beiden angesprochenen Literatursträngen weitgehend ähnlich darstellt, lassen sie die Frage offen, wel-
chen Einfluss Behördenansiedlungen in strukturschwachen Regionen haben. In strukturschwachen Regionen 
sind andere Spillover-Effekte zu erwarten, beispielsweise durch die Bereitstellung lokaler öffentlicher Güter 
(siehe Becker et al. 2020). Entsprechende Untersuchungen wurden bisher im Zusammenhang mit Behörden-
verlagerungen im Vereinigten Königreich in den Jahren 2003 bis 2010 getätigt. In diesem Zeitraum wurden im 
Zuge des Lyons Review zahlreiche Behörden aus London in umliegende, strukturschwache Regionen verlegt, 
in erster Linie, um den Großraum London zu entlasten (Faggio 2019). 

Faggio und Overman (2014) untersuchten Arbeitsmarktdaten aus den Jahren 2003 bis 2007 und zeigten, dass 
von der Verlagerung betroffene Gemeinden einen Beschäftigungszuwachs von sechs Prozent im öffentlichen 
Sektor zu verzeichnen hatten. Zusätzlich machten sie einen positiven Multiplikatoreffekt von 0,5 Arbeitsplät-
zen im Dienstleistungssektor je Arbeitsplatz im öffentlichen Bereich aus, wogegen sich für das produzieren-
de Gewerbe ein negativer Multiplikatoreffekt ergab. Für zehn neue Arbeitsplätze im öffentlichen Sektor sind 
etwa vier Arbeitsplätze im produzierenden Gewerbe verloren gegangen. Faggio (2019) kam im Rahmen ei-
ner kleinräumigen Untersuchung, bei der konkrete Arbeitsplätze und Behörden untersucht wurden, zu einem 
ähnlichen Ergebnis. Auch diese Studie wies einen positiven Nettoeffekt auf den lokalen Arbeitsmarkt nach, 
wobei Beschäftigungszunahmen in erster Linie auf den Dienstleistungssektor und nicht auf das produzieren-
de Gewerbe zurückzuführen waren. Darüber hinaus lässt sich an dieser lokalen Betrachtung zeigen, dass die 
entsprechenden Effekte räumlich sehr begrenzt sind und nur im Umkreis von zwei bis drei Kilometern um den 
Sitz entsprechender Behörden herum zum Tragen kommen. 

Insgesamt legen die betrachteten Befunde nahe, dass Verlagerungen von Behörden durchaus positive Net-
toeffekte für die Arbeitsmärkte der Zielregionen haben, jedoch sehr wahrscheinlich auch zu Veränderungen 
in der Beschäftigungsstruktur führen. Neben den positiven Auswirkungen, insbesondere auf den Dienstleis-
tungssektor, sind Verdrängungseffekte vor allem für das produzierende Gewerbe zu beobachten. Eine wichti-
ge Determinante hierfür könnte das Lohnniveau sein. Liegen die Löhne der Privatwirtschaft unter denen der 
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öffentlichen Behörden, ist eine Verdrängung des produzierenden Gewerbes zu erwarten. Eine andere Erklä-
rung hierfür könnte in weiteren Begleiteffekten von Behördenverlagerungen liegen. So bringen angesiedelte 
Behörden zum Beispiel auch ein steigendes Immobilienpreisniveau für die Region mit sich (Auricchio et al. 
2020, Becker et al. 2020). Steigende Immobilienpreise können sich indes als Standortnachteil erweisen und 
somit eine verdrängende Wirkung haben.

Raum für weitere Forschung besteht beispielsweise mit Blick auf die konkrete regionale Verteilung sowie die 
Qualität der Verwaltungen. Unklar ist dabei, ob sich die Dezentralisierung, wie im Lyons Review2 vorgeschla-
gen, auf eine bestimmte Zahl an neuen Standorten beschränken sollte oder sich die Behörden möglichst breit 
und flächendeckend im Raum verteilen sollten. Mit Blick auf die Verwaltungsqualität stellt sich auch die Fra-
ge, ob qualifizierte Arbeitskräfte der Behördenverlagerung folgen oder mehrheitlich am alten Arbeitsort nach 
neuen Jobs suchen. Offen bleibt bei der dargelegten Literatur zudem weiterhin die Frage nach der Wirkung 
von Behördenverlagerungen bzw. -neuansiedlungen im Kontext strukturschwacher Zielregionen in Deutsch-
land. Die Verlagerung der deutschen Hauptstadt nach Bonn und zurück nach Berlin war jeweils nicht von dem 
Wunsch geprägt, strukturschwache Regionen aufzuwerten. Bonn wurde aufgrund seiner strukturellen Vorteile 
als Bundeshauptstadt ausgewählt, während die Rückverlagerung nach Berlin eher politisch-historisch und we-
niger strukturpolitisch motiviert war (Leininger 1993). 

Zukünftig könnten die Behördenverlagerungen bzw. -ansiedlungen in Bayern zwischen 2015 und 2030 im 
Rahmen der Heimatstrategie ein potenzielles Untersuchungsfeld sein. Dort sollen unter der Zielvorgabe der 
Gleichwertigkeit der Lebens- und Arbeitsbedingungen 70 öffentliche Einrichtungen bis zum Jahr 2025 an neu-
en Standorten angesiedelt werden (vgl. Bayerisches Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung 
und Heimat 2015). Diese strukturpolitische Maßnahme umfasst rund 2.700 Beschäftigte und mehr als 900 Stu-
dentinnen und Studenten. 

2.3 Exkurs: Militärstützpunkte

Die empirische Literatur zu den ökonomischen Effekten von Militärstützpunkten auf die jeweilige Region ist 
hilfreich, um über das Instrument der Behördenansiedlung zu lernen. In der Theorie wirkt die Ansiedlung von 
Militärstützpunkten wie auch ziviler Behörden über den Zuzug der Beschäftigten mit ihren Familien und die 
höhere Wirtschaftsaktivität vor Ort auf die Region. Sie stellen mit Blick auf ihre Wirkungskanäle also ähnliche 
Vorgänge dar, so dass sich ein Vergleich anbietet. Militärstützpunkte können gut für kausale Identifikation ge-
nutzt werden, da die Kombination aus schwankender Personalstärke gemeinsam mit der militär-strategischen 
Entscheidungen für oder gegen einen Standort viele Fallbeispiele hervorbringt. Im Gegensatz dazu ist bei 
Behördenansiedlungen auch immer die regional-politische Komponente relevant, die die Identifikation der 
Effekte erschwert. 

2.3.1 Theorie und empirische Methodik

Für Regionen stellen Militärstützpunkte häufig eine attraktive Form der Wirtschaftsförderung durch den Bund 
dar. Mit ihnen werden positive Impulse fürdie lokale Wirtschaft, Bevölkerung und öffentliche Finanzen verbun-
den. In der Theorie ergeben diese sich aus verschiedenen Kanälen: Die Löhne von stationierten Soldatinnen 
und Soldaten und zivilen Angestellten werden vom Bund gezahlt. Zudem kauft der Bund regionale Waren 
und Dienstleistungen ein. Daraus resultieren sekundäre Effekte: Durch die gestiegenen Löhne entsteht eine 
höhere Konsumnachfrage. Regionale Einkommens- und Umsatzsteuereinnahmen nehmen zu. Der Zuzug von 
Angehörigen verstärkt diese Trends, wirkt sich aber auch positiv auf weitere Bereiche wie z.B. die Auslastung 
von Schulen aus. 

2 Das Lyons Review war eine von der Regierung geförderte unabhängige Untersuchung über den Umfang der Verlagerung des öffentli-
chen Sektors. Im Jahr 2004 schlug die Überprüfung die Verlagerung von 20.000 Arbeitsplätzen im öffentlichen Dienst von London und 
dem Südosten des Landes in andere britische Regionen bis 2010 vor.
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Stationierungen und auch der Abbau von Stützpunkten folgen primär militärisch-strategischen statt regional-
ökonomischen Motiven. Die empirische Forschung betrachtet vorwiegend den Abzug statt die Ansiedlung 
von Militärstützpunkten. Aus dem Ende des Kalten Krieges und dem Rückbau von Streitkräften folgte die 
Schließung von Stützpunkten in den Vereinigten Staaten und Europa. Aus diesen Gründen haben die Studien 
jedoch nur begrenzt Aussagekraft, wie sich eine gezielte Ansiedlung von Militärstützpunkten auf struktur-
schwache Regionen auswirken würde. 

Im Vorfeld von Schließungen werden häufig drastische Prognosen zu den Konsequenzen geäußert, um den 
drohenden wirtschaftlichen Schock zu verhindern. Im Gegensatz dazu zeigt ein Großteil der Studien für die 
USA und Europa kaum und nur kurzzeitige negative wirtschaftliche Effekte. Dies ist einerseits auf die geringe 
Vernetzung mit der regionalen Wirtschaft durch die Unterbringung der Soldatinnen und Soldaten auf den 
Stützpunkten und einen überregionalen Einkauf von Waren zurückzuführen. Andererseits werden Militärstütz-
punkte vielfach durch lokale staatliche Akteure oder private Investorinnen und Investoren (häufig mit finanzi-
eller Förderung des Bundes) z.B. als Flughafen übernommen (Dörr et al., 2019). Dies soll jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass in Einzelfällen die Abhängigkeit einer Region von ihrem Militärstützpunkt sehr hoch ist. 
Fehlen alternative Wirtschaftszweige oder Ideen zur Nachnutzung, können die Auswirkungen einer Schlie-
ßung z.B. mit Blick auf die Bevölkerungsentwicklung drastisch sein.

2.3.2 Militärstützpunkte in den Vereinigten Staaten

Im Rahmen des Umstrukturierungsprogrammes BRAC (Base Realignment And Closure) wurden zwischen 1988 
und 2005 in den Vereinigten Staaten in fünf Runden etwa 200 große Militärstützpunkte geschlossen. Das Ziel 
war die Entlastung des Verteidigungshaushalts, der unter dem Betrieb von nicht vollständig ausgelasteten 
Stützpunkten litt. Die Auswahl der Schließungen wurde einer unabhängigen Kommission übertragen, um po-
litische Einflussnahme zu verhindern und militärische Erwägungen in den Fokus zu stellen. Es wird deswegen 
argumentiert, dass es sich um ein exogenes Ereignis handelt. Jedoch ist die wirtschaftliche Resilienz einer Re-
gion im Falle einer Schließung auch ein Kriterium bei der Auswahl – wenn auch nur ein sekundäres. 

Im Jahr 1998 teilte das Department of Defense mit, dass nur ein Siebtel der von Schließungen betroffenen zivi-
len Beschäftigten (zumeist kurzfristig) Arbeitslosenhilfe beantragt hätten (US DOD 1998). Kurz darauf wurden 
die ersten ökonometrischen Studien angefertigt - die volkswirtschaftliche Methodik hat sich seitdem weiter-
entwickelt. Ihre Ergebnisse sind dennoch von hoher Relevanz, denn sie bilden die Grundlage der Forschung: 
Kalifornische Unternehmen im Umfeld von geschlossenen Militärstützpunkten hatten nur minimal geringere 
Wachstumsraten als ihre Kontrollgruppe (Krizan 1998). Zudem gab es keinen Multiplikatoreffekt auf dem lo-
kalen Arbeitsmarkt, der über die unmittelbare Kündigung von ehemaligen Angestellten hinausging (Hooker/
Knetter 2001). Zwar gingen kurzfristig 0,1 privatwirtschaftliche Arbeitsplätze je abgezogenem Soldaten ver-
loren, dem gegenüber standen jedoch langfristig positive Effekte von mehr als zwei neuen Arbeitsplätzen je 
abgezogenem Soldaten (Poppert/Herzog 2003). Die neuen Arbeitsplätze resultierten aus der produktiveren 
Nutzung von Arbeitskräften in der Privatwirtschaft und den Förderprogrammen des Bundes für betroffene 
Regionen in den Vereinigten Staaten.

Neuere Studien kommen zu ähnlich positiven Einschätzungen - die befürchteten wirtschaftlichen Verwerfun-
gen in Folge von Schließungen sind ausgeblieben. Diese Studien haben eine höhere Aussagekraft, da ihre Me-
thodik feiner die Wirkung der Schließungen identifiziert. Im Gegensatz zu den früheren Forschungspapieren 
speist sich das alternative Szenario ausschließlich aus der Entwicklung von Regionen, die einen Militärstütz-
punkt haben und nicht von der Schließung betroffen sind. Sie bieten also eine bessere Kontrollgruppe. Die drei 
folgenden Studien zu den Auswirkungen des BRAC Programmes zeigen, dass die Schließung von Militärstütz-
punkten inklusive des Abzugs von Soldatinnen und Soldaten und der Entlassung von nicht-soldatischen (zivi-
len) Beschäftigten nur leichte negative und in Teilen sogar positive Auswirkungen auf regionale Arbeitsmärkte 
hatte. 
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Hultquist und Petras (2012) berechneten pro abgezogenem Soldaten einen zusätzlichen Verlust im privatwirt-
schaftlichen Arbeitsmarkt von 0,2 Jobs im eigenen und 0,1 Jobs im benachbarten Landkreis. Für zivile Ange-
stellte des Stützpunktes zeigte sich ein gegenteiliger Effekt: Für jeden entfallenen Job entstanden 0,8 neue 
Jobs im eigenen Kreis und 0,4 im benachbarten Kreis. Eine mögliche Erklärung kann ein ungedeckter Bedarf 
an zivilen Fachkräften sein, entlassene zivile Angestellte gingen somit direkt neue Beschäftigungsverhältnisse 
ein. Die Schließung eines Militärstützpunktes hatte keinen signifikanten Einfluss auf das Wachstum der pri-
vatwirtschaftlichen Beschäftigung (Nickelsburg 2019). Allerdings zeigte er auch, dass es bei Schließung eines 
Militärstützpunktes zwischen zwei und drei Jahre dauerte, um das vorherige Beschäftigungslevel zu erreichen 
– dieses sank zuvor unmittelbar durch das Entfallen der zivilen Angestellten des Stützpunktes. Das Ergebnis 
wurde primär von Regionen mit geringer Bevölkerung getrieben und durch Faktoren wie hohe Arbeitslosig-
keit weiter verlängert. Der Rückgang von einem Soldaten ging mit dem Verlust von 1,2 zivilen Arbeitsplätzen 
einher (Zou 2018). Dies hatte zwar kaum Konsequenzen für Löhne, jedoch erhebliche Auswirkungen auf die 
Demografie in den betroffenen Regionen. Sie verloren 2,9 zivile Einwohner. Dies ergab sich vorwiegend aus 
dem Ausbleiben des Zuzugs von außerhalb.

2.3.3 Militärstützpunkte in Deutschland und Schweden

Die Literatur zur Schließung von Militärstützpunkten in europäischen Ländern zeichnet ein gemischtes Bild. 
Während der Abzug der US-Streitkräfte anhaltende negative Auswirkungen auf die betroffenen Regionen in 
Deutschland hatte, ist dies für die Schließung von Bundeswehrkasernen nicht der Fall. Eine mögliche Erklärung 
ist die relative Größe der US-Streitkräfte, die bei Abzug mit durchschnittlich 3.700 Soldatinnen und Soldaten 
pro Kreis etwa 3 % der Bevölkerung ausmachten und zusätzlich mit ihren Angehörigen zusammen stationiert 
waren (Aus dem Moore/Spitz-Oener 2012). Für Schweden wurden ebenso keine signifikanten Effekte identifi-
ziert und dabei auf die Struktur des schwedischen Arbeitsmarktes hingewiesen. 

Nach dem Ende der Sowjetunion hatte der Rückbau der US-Streitkräfte in Deutschland langfristige Effekte auf 
die regionale Wirtschaft (Aus dem Moore/Spitz-Oener 2012). 1989 gab es etwa 250.000 Soldatinnen und Sol-
daten mit 350.000 Angehörigen in Deutschland - bis 1996 wurde ihre Anzahl um 70 % auf 85.000 Soldatinnen 
und Soldaten reduziert. Für die betroffenen Regionen blieben meist nur 180 Tage zwischen Ankündigung und 
Abzug der durchschnittlich 3.700 Soldatinnen und Soldaten. Je 100 abgezogenen Soldatinnen und Soldaten 
gingen in der Privatwirtschaft fünf Jobs gegenüber Kreisen mit nicht betroffenen US-Stützpunkten verloren. 
Dieser Effekt war langfristig spürbar und betraf insbesondere lokale Güter und Dienstleistungen. Im Gegensatz 
dazu hatte die Schließung von etwa 100 Bundeswehrkasernen zwischen 2003 und 2007 keine signifikanten 
Auswirkungen auf die betroffenen Regionen (Paloyo et al. 2010). Mit Blick auf Einkommen, Arbeitslosigkeit und 
Steuereinnahmen zeigte sich kein relevanter Unterschied zu anderen Regionen mit fortgeführten Kasernen. 
Dies ging auf die geringe Größe von Bundeswehrkasernen und die mangelnde Vernetzung mit der Region 
zurück. 

Die Schließung von 24 Militärstützpunkten in Schweden zwischen 1992 und 1994 deuteten nicht darauf hin, 
dass das durchschnittliche Einkommenswachstum oder die Netto-Migrationsströme in den betroffenen Regi-
onen reduziert wurden (Andersson 2006). Dies wurde durch die Struktur des lokalen Arbeitsmarkts begrün-
det. Zum einen können Betroffene direkt einen neuen Job im privaten oder öffentlichen Sektor aufgrund von 
hoher Nachfrage durch Unternehmen erhalten haben. Zum anderen könnten sie die in Schweden leicht ver-
fügbaren Möglichkeiten genutzt haben, ein bezahltes Training wahrzunehmen oder in Rente zu gehen und 
somit vor Ort zu bleiben statt in andere Regionen zu migrieren. Beides könne die ausbleibenden Effekte auf 
Einkommen und Migration erklären.
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2.3.4 Regionale Unterschiede in den Auswirkungen

Die zuvor genannten Studien zeigen für die Gesamtheit der Regionen nur geringe Effekte der Schließung auf 
die regionalökonomische Entwicklung. Durch diesen aggregierten Blick wird jedoch die Erfahrung von jenen 
Regionen nicht ausreichend gewürdigt, bei denen eine hohe Abhängigkeit vom Militärstützpunkt besteht. 

Im Rahmen von Schließungen von US-Militärstützpunkten in den 1960er und 1970er Jahren3 entstanden 
durch Nachnutzung z.B. als Flughafen im Durchschnitt mehr als doppelt so viele Arbeitsplätze als zuvor zivile 
Angestellte des Stützpunktes entlassen wurden (Rowley/Stenberg 1993). Diese positive Entwicklung gilt aber 
nicht für alle Regionen. In 30 % der betroffenen Regionen konnten die entfallenen zivilen Arbeitsplätze auch 
ein Jahrzehnt später nicht im Rahmen der zivilen Nachnutzung vollständig kompensiert werden. Es ergaben 
sich also sehr unterschiedliche Effekte in Abhängigkeit von der konkreten Nachnutzung und der Resilienz des 
lokalen Marktes. Deswegen werden im Folgenden zwei Studien präsentiert, die anhand von Fallstudien regio-
nale Erfolgsfaktoren herausarbeiten. 

Die sozioökonomische Ausgangslage einer Region in Kalifornien bestimmte, wie diese sich nach Schließung 
eines Militärstützpunktes entwickelte (Dardia et al. 1996). Es wurden drei geschlossene Militärstützpunkte in 
Kalifornien betrachtet, die von den Autoren aufgrund ihrer relativen Größe im Vergleich zur Region und der 
geografisch abgeschiedenen Lage ausgewählt wurden. Zwar war die Entwicklung nach der Schließung für alle 
drei besser als die zuvor eher negativen Prognosen von offiziellen Stellen vermuten ließen. Im Vergleich zu 
ihren individuellen Kontrollgruppen entwickelten sich die drei Stützpunkte jedoch sehr unterschiedlich. Mit 
Blick auf Bevölkerungszahl, Arbeitslosigkeit und Schulanmeldungen stand jeweils eine Region deutlich besser, 
eine etwa gleich und eine deutlich schlechter als ihre Kontrollgruppe dar. Als Erklärung wurden die schon zu-
vor bestehenden Unterschiede in langfristiger Bevölkerungsentwicklung und Wirtschaftsstärke zwischen den 
drei Regionen angeführt. Entsprechend bestimmte die sozioökonomische Ausgangslage, wie sich die Schlie-
ßung auf die individuelle Region auswirkte.

Die Verkleinerung des Militärstützpunktes PISQ auf Sardinien hatte sehr unterschiedliche Auswirkungen 
auf betroffene Regionen in Abhängigkeit von jeweiligen Stärke der Privatwirtschaft (Calia et al. 2020). Die 
700 Soldatinnen und Soldaten und 275 zivile Beschäftigte waren auf die beiden Regionen Perdasdefogu (PD) 
im Inland und Villaputzu (VP) an der Küste aufgeteilt. Sie wurden von der Schließung sozioökonomisch sehr 
unterschiedlich beeinflusst. Zwischen 2001 und 2011 war die Anzahl der Arbeitsplätze in PD um 34 % gesun-
ken und in VP um 4 % gestiegen. Aufgrund der unterschiedlichen geographischen Lage wurden beide mit 
ähnlich gelegenen sardinischen Gemeinden als synthetische Kontrollgruppen verglichen. Für Perdasdefogu 
verschlechterten sich die Indikatoren zu Bevölkerung, Einkommen und Wohlstand gegenüber vergleichbaren 
Gemeinden. Zum Beispiel stieg die Jugendarbeitslosigkeit in den fünf Jahren nach der Schließung um zehn 
Prozentpunkte mehr als in der Kontrollgruppe. Im Gegensatz dazu war die Entwicklung in Villaputzu ähnlich 
zu vergleichbaren Gemeinden, die keine Schließung eines Militärstützpunktes erfuhren. Insgesamt zeigte sich 
die an der Küste gelegene Region VP also resilienter als PD. Eine mögliche Erklärung ist die Anpassungsfähig-
keit der Wirtschaft in VP, die divers aufgestellt war und verschiedene Branchen z.B. Landwirtschaft, Handel und 
Industrie beinhaltete. Dem gegenüber war die Wirtschaft in PD historisch vom öffentlichen Sektor bzw. dem 
Militärstützpunkt abhängig und entsprechend weniger anpassungsfähig.

2.3.5 Einordnung gegenüber Behördenansiedlungen

Die Literatur zur Schließung von Militärstützpunkten zeigt, dass die Auswirkungen auf die regionale Wirtschaft 
insgesamt gering sind. Es konnten keine Multiplikatoreneffekte nachgewiesen werden, und in der Regel konn-
te der Verlust von zivilen Arbeitsplätzen schnell kompensiert werden. Dies ist einerseits auf die geringe regio-

3 Es handelt sich bei diesen Fällen um Schließungen im Vorfeld des strukturierten BRAC Prozesses. In dieser Zeit war politische Einfluss-
nahme bei der Auswahl von zu schließenden Militärstützpunkten in den Vereinigten Staaten durchaus üblich und hat zur Etablierung 
des BRAC Prozesses geführt.
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